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MRK Art. 6 Abs. 3 Buchst. c); SIPO $S 137 Abs. 1 S. 1, 228

Zur Pflicht der Abstimmung der Terminierung mit dem

mandatierten Rechtsanwalt {Red}.

OLG Naumburg, Beschl. v.21.7.2026- 1 ORs 110/26

(LG Halte)

tDasl ... AG lhatl den Angekl wegen Verwendung von Kenn-

zeichen ehemaliger nationalsozialistischer Organisationen zu
einer Geldstrafe ... verurteilt.

lDas] .. . LG [hatlunter Verwerfung der weitergehenden Beru-

frmg dos Angekl das Urteit des AG ... unter Aufrechterhaltmg

imUbrigen im Rechtsfolgenausspruch .., abgeändert '..
Hiergegen richtet sich die .. . Revision des Angekl . 

" 
.

IL Die [Ravision] ... ist ... zulässig. Sie führt zur Aufhebung

der angefochtenen Entschei&rng rmd zur Zrrrüclcverweisung

des Verfahrens zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

durch eine andere Strafkarrmer des LG.
Die GenStA hat in ibrer Zuschrift an den Senat vom 25 .6.2026

unter anderem Folgendes ausgeführt:

Auf die Revision des Angekl ist das voöezeichnete Urteil mit

den Feststellungen aufzuheben, da die gegen dieses Urteil

gerichtete Revision des Angekl bereits mit einer Verfatrens-

rüge der Verletzung des Rechts auf Verteidigung durch den

gewählten Ve,rteidiger gem. Art. 6 Abs. 3 Buchst' c) MRI(

$ 137 Abs. 1 S. 1, 228 SIPO Erfolg hat."

tr. ... Der Rüge liegt folgendes Prozessgeschehen zugnrnde:

Der Angekl wurde vom AG wegen Verwendens von Kenn-

zeichen ehemaliger nationalsozialistischer Organisationen .. -

zu einer Geldstrafe ... venrteilt.
Gegen dieses Urteil legte der Angekl ... Berufung ein.

Mit anwaltlichem Scbriftsatz vom 20.1.2026 ... zeige

Rechtsanwalt F - unter anwaltlicher Versicherung - an" dass

er die rechtlichen lnteressen des Angekl verEete, und bean-

tragte zugleich Akteneinsicht. Das AG leitete dieses Schrei-

ben am20.1.2026 an das zuständige LG weiter . ' . ; dort wurde

es dem Vorsitzenden der Bemfungskamrner am 2l.12026
vorgelegt...
Mit richterlicher Verfügung des VoniEenden der Benrfungs-

kammer vom 23.1.2026,.. wxde Hauptverhandlungstermin

auf den 19.2,2026 um 9:00 Uhr bestimmt und der Angekl

hierzu geladen. Die Geschäfustelle fthrte die richterliche

Verfügung m29.1.2026 aus. Die Ladung wurde dem Angekl

zm 2,2.2A26 örmlich zugestellt.'Eine Ladung des Rechts-

anwalts F erfolgte nicht.

Mit anwaltlichem Schriftsatz vom2.2.2026 ... beantragte der

Verteidiger, den Termin auftuheben, da er nicht mit ihm abge-

stimmt worden sei und er sich in dem Zeitraum vom16.2.2026

bis zum 2A.2.2026 urlaubsbedingt im Ausland befünde. Er

schlug als möglichen Alternativtermin den 5.5.2026 vor.

Diesen Antrag lehnte der Vorsitzefide der Strafkammer mit

Beschluss vom 5.2.2A26 im Wesentlichen mit der Begrtin-

dung ab:

,,Der Termin am 5.5.2026 liegt aufierhalb dessen, wes

einer beschleunigen Yerhandlung von Strafverfahren ent-

iprtchr. Zuden hat der tlarsiaende dort bereits einm
anderen dienstlichen Termin. SchlieSlich liegt kein Fall
der notwendigen llerteidigung vor . . . ".

Mit weiterem anwaltlichem Schriftsatz vom 11.2.2026

schlug Rechtsanwalt F als weitere Alternativtermine den

27.3.2026 wd22.4.2026 vor. Mit weiterem Beschluss des

LG vom 13.2.2026... wurde der erneute Verlegungsantrag

mit der Begrtindung zuräckgewiesen:

,, Die mtnuehr angebotenen Ausweichtermine am 22.4.2026

und 27.3.2026 sind lceine möglichen Tertnine der Kammer.

Es bleibt bei den Günden des Beschlusses vom 5.2.2026.

Die Terminspraxis hat auch nichts mit vergangenen Yer-

fahren zu tun. Hintergrund ist, neben dem Beschlanni'

gungsgebot, auch, dass in immer mehr Verfahren sich neue

Yerteidiger im Berufungnerfahren melden, die über nur

sehr eingeschränlcte freie Termine vefrgeu was ein Arbei'

ten des ßerufungsgerich* mehr als nur erschwerl" ...

Die Benrfirngshauptverhandlung fand an dem vorgesehenen

Tag, am I *2.2026;'ohne .. . Beisein des Wahlverteidigers stau.

Diese Verfatrensweise war rechtsfehlerhaft .

Unabhängig davon, dass die Ladung des Verteidigers F nicht

deshalb entbebrlich war, weil er eine Vollmacht nicht vor-

gelegthatte (vgl. BGH, Urt. v.9.10.1989 -2 StR352189) bzw.

die Akten zum Zwecke der Einsichtoahme erhalten hatte und

deshalb die Möglichkeit besaß, vom Termin Kenntnis zu

erhalten (vgl. BGH, Urt. v. 16.1.1985 - 2 StR 77L/84), ist

hier das Fehlen der ftirmlichen Laduag zwar im Ergebnis

unschädlich, da er rechtzeitig vom Termin durch seinen Man-

danten Kenntnis erhielt.

Allerdings verletzte gieichwohl die weitere Verfhhrensweise

den Angekl in seinern Recht auf wirksame Verteidigung

(Art. 6 Abs. 3c MRK) und verstieß gegen den Gnrndsatz des

fairen Verfabrens aus Arl 2 Abs. 1 GG i.V.m. fut. 20 Abs. 3

GG. Grundsätzlich hat ein Angekl das Recht, sich in einem
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Strafverfahren von ei:rem Rechtsanwalt seines Vertrauens ver*

teidigen zu lassen. Allerdings ist die Terminierung grundsätz-

lich Sache des Vonitzenden und steht in dessen pflichtgemä-

ßem Ermessen. Nicht jede Verhinderung eines gewählten

Verteidigers kann zur Folge haben, dass eine Hauptverhandlung

gegen den Angekl nicht durchgefübrt werden kann (BGH NSIZ

1998,311,312; BGH, Beschl. v.29.8.2006 - I StR 285/05\.

Jedoch muss seitens des Vorsi enden ernsthaft versucht wer-

den, dem Recht des Angekl, sich in einem Stafuerfahren von

einern Rechtsanwalt seines Verhauens vuteidigen zu lassen,

soweit wie möglich Geltung zu verschaffen (vgl" BGH StV
1992,53; BGH, Beschl.v.6-7.1999 - I StR 142199).

Es ist nichtersichtlich, dass hier ein derartigerVenuch erfolg ist.

So ist ein Bemähen des Vorsitzenden vorliegend weder bei
der Bestimmung des }lauptverhandlungstermins nach vorheri-
ger Terminsanfrage bei den Verfah€msb€teiligten noch hin-
sichtlich der nachfolgenden Schreiben und Verlegungsanträge

des Wahiverteidigers vam 2.2. vnd 11.2.2026 ersichtlich.

Dazu hätte - zumal bei einer auf lediglich einen Sitzungstag
angesetzten Hauptverhandlung - schon deshalb Anlass be-

standen, weil die erbetene Terminsverschiebung zeitlich
nicht erheblich ins Gewicht gefallen wäire (vgl. BGH, Beschl.

v. 6.7.1999 - I StR 142199), zumal es sich weder um eine

Haftsache noch urn ein Strafuerfahren mit wesentlicher Be-
deuhrng handelte.

Auch vermag der Hinweis, dass sich ,jn immer mehr Ver-
fahren (...) neue Verteidiger im Berufungsverfahren melden,
die über nur sehr eingeschränkte freie Termine verftgen, was

ein Arbeiten des Berufungsgerichts mehr als nur erschwert",
kein tragender Gesichtspunkt [zn] sein, zumal es sich - wie
hier - um ein Verfahren von nicht wesentlicher Bedeunrng

handelt und der vorgesehene Hauptverhandlungstermin mit
einer anderen Sache hätte belegt werden können (im Ergb.:

LG Berlin, Beschl. v. 16.1.2003 - 512 Qs 5/03; OtG Frank-

furt stv 1995, 9; LG Verden StV 1996,255).

Der Fehler führt zur Auftrebung des urteils, weil nicht davon

ausgegangen werden kann, dass die Berufirngshauptverhand-

lung in Anwesenheit des Wahlverteidigen gerade in der Be-

weisauftahme und im Schluswortrag zu einem für den Angekl
gänstigeren Ergebnis geführt hätte (vgl. BGHST 36,259,262>.
Dem scbließt sich der Senat uneingeschränkt an.

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Jan-Robert Funch
Braunschweig
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